
sierung“ der jüngeren Debatte beitrug.
Daneben bilden die Ereignisse in Folge
der Terroranschläge des 11. September
Anknüpfungspunkte für eine Diskus-
sion, bei der Sicherheits- und Integra-
tionsfragen nicht nur vermischt, sondern
zunehmend miteinander gleichgesetzt
werden. Migranten stehen somit in der
Gefahr einer pauschalen Stigmatisierung
beziehungsweise ökonomischen Instru-
mentalisierung. 

Darüber hinaus behindert die andau-
ernde Emotionalisierung der Debatte den
sachlichen Umgang mit der Integrations-
problematik. Manche nehmen die Vor-
stadtunruhen in Frankreich und die poli-
tischen Morde in den Niederlanden zum
Anlass, Integration vorschnell als „My-
thos“ zu verabschieden und eine Politik
der nationalen Selbstfindung durch die
autochthone Bevölkerung einzufordern.
In diesem Sinne äußert sich beispielsweise
Robert S. Leiken (Internationale Politik
3/06). Folgt man Leiken, so ist „Selbster-
haltung“ die „wichtigste Aufgabe des Re-
gierens“. Vorbedingung sei die Ausbil-
dung eines gefühlsmäßig verbindlichen
„nationalen Ethos“. Auf subtile Weise ent-
spricht diese Argumentation einer Hal-
tung, die in den Phänomenen der Fremd-
heit und Zuwanderung primär eine Be-
drohung sieht. 

Andererseits wird kritischen Berichten
über Ehrenmorde und Zwangsverheira-
tungen in muslimischen Familien gerne
mit dem Generalverdacht begegnet, es
handele sich um eine rassistisch moti-
vierte beziehungsweise wirkende Islam-

Die Integrationsfrage spielte in der deut-
schen Öffentlichkeit lange Zeit eine eher
untergeordnete Rolle. Von konservativer
Seite hielt man an der Vorstellung vom
mehrheitlich vorübergehenden Aufent-
halt der ausländischen Wohnbevölkerung
fest. Forderungen, die über die Formel von
der „Integration auf Zeit“ hinausgingen,
blieben weitestgehend folgenlos. Das mag
auch an der ideologischen Art und Weise
gelegen haben, mit der linke Vertreter des
politischen Spektrums das Schlagwort
vom „Multikulturalismus“ ausfüllten. In
polemischer Absicht fungierte „Multi-
kulti“ als Gegenmodell zu jedwedem na-
tionalstaatlichen Denken, das – in welcher
Ausformung auch immer – als Auslöser
für die Traumata der deutschen Ge-
schichte diffamiert wurde. Fehlender Re-
alitätssinn und mangelnde Liberalität auf
der einen, ideologisierte Instrumentalisie-
rung auf der anderen Seite hatten zur
Folge, dass die Integrationsdebatte den
tatsächlichen Herausforderungen hinter-
herhinkte. Leid Tragende waren die Be-
troffenen.

Es ist gut, dass heute über Integration
ausgiebig geredet und gestritten wird.
Kaum erfreulich sind jedoch die spezi-
fischen Zusammenhänge, vor deren Hin-
tergrund dies geschieht. Weniger die all-
gemeine Einsicht in die grundsätzliche
Notwendigkeit von Integration führte
zur Gesprächsbereitschaft zwischen den
Parteien. Es war vielmehr die demografi-
sche Situation, die Angst vor der Vergrei-
sung Deutschlands, welche zum Auf-
kommen und zur teilweisen „Rationali-

Seite 55Nr. 437 · April 2006

Über Defizite
der deutschen

Integrationsdebatte

Die Selbststabilisierung 
der Demokratie
Markus Linden

437_55_58_Linden  22.03.2006  12:07 Uhr  Seite 55

Verwendete Mac Distiller 5.0.x Joboptions
Dieser Report wurde automatisch mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v1.0.5" der IMPRESSED GmbH erstellt.Sie koennen diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 4.0.5 und 5.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de herunterladen.ALLGEMEIN ----------------------------------------Dateioptionen:     Kompatibilität: PDF 1.3     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja     Piktogramme einbetten: Ja     Seiten automatisch drehen: Einzeln     Seiten von: 1     Seiten bis: Alle Seiten     Bund: Links     Auflösung: [ 2400 2400 ] dpi     Papierformat: [ 586 786 ] PunktKOMPRIMIERUNG ----------------------------------------Farbbilder:     Downsampling: Ja     Berechnungsmethode: Bikubische Neuberechnung     Downsample-Auflösung: 72 dpi     Downsampling für Bilder über: 108 dpi     Komprimieren: Ja     Komprimierungsart: JPEG     JPEG-Qualität: Mittel     Bitanzahl pro Pixel: Wie Original BitGraustufenbilder:     Downsampling: Ja     Berechnungsmethode: Bikubische Neuberechnung     Downsample-Auflösung: 72 dpi     Downsampling für Bilder über: 108 dpi     Komprimieren: Ja     Komprimierungsart: JPEG     JPEG-Qualität: Mittel     Bitanzahl pro Pixel: Wie Original BitSchwarzweiß-Bilder:     Downsampling: Ja     Berechnungsmethode: Bikubische Neuberechnung     Downsample-Auflösung: 72 dpi     Downsampling für Bilder über: 108 dpi     Komprimieren: Ja     Komprimierungsart: CCITT     CCITT-Gruppe: 4     Graustufen glätten: Nein     Text und Vektorgrafiken komprimieren: JaSCHRIFTEN ----------------------------------------     Alle Schriften einbetten: Ja     Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja     Untergruppen bilden unter: 99 %     Wenn Einbetten fehlschlägt: Warnen und weiterEinbetten:     Immer einbetten: [ ]     Nie einbetten: [ /Symbol /ZapfDingbats /Courier-BoldOblique /Helvetica-BoldOblique /Courier /Helvetica-Bold /Times-Bold /Courier-Bold /Helvetica /Times-BoldItalic /Times-Roman /Times-Italic /Helvetica-Oblique /Courier-Oblique ]FARBE(N) ----------------------------------------Farbmanagement:     Farbumrechnungsmethode: Alle Farben zu sRGB konvertieren     Methode: StandardArbeitsbereiche:     Graustufen ICC-Profil: Adobe Gray - 20% Dot Gain     RGB ICC-Profil: sRGB IEC61966-2.1     CMYK ICC-Profil: U.S. Web Coated (SWOP) v2Geräteabhängige Daten:     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Nein     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Nein     Transferfunktionen: Entfernen     Rastereinstellungen beibehalten: NeinERWEITERT ----------------------------------------Optionen:     Prolog/Epilog verwenden: Nein     PostScript-Datei darf Einstellungen überschreiben: Ja     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein     Illustrator-Überdruckmodus: Ja     Farbverläufe zu weichen Nuancen konvertieren: Ja     ASCII-Format: NeinDocument Structuring Conventions (DSC):     DSC-Kommentare verarbeiten: NeinANDERE ----------------------------------------     Distiller-Kern Version: 5000     ZIP-Komprimierung verwenden: Ja     Optimierungen deaktivieren: Nein     Bildspeicher: 524288 Byte     Farbbilder glätten: Nein     Graustufenbilder glätten: Nein     Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja     sRGB ICC-Profil: sRGB IEC61966-2.1ENDE DES REPORTS ----------------------------------------IMPRESSED GmbHBahrenfelder Chaussee 4922761 Hamburg, GermanyTel. +49 40 897189-0Fax +49 40 897189-71Email: info@impressed.deWeb: www.impressed.de

Adobe Acrobat Distiller 5.0.x Joboption Datei
<<     /ColorSettingsFile ()     /LockDistillerParams false     /DetectBlends true     /DoThumbnails true     /AntiAliasMonoImages false     /MonoImageDownsampleType /Bicubic     /GrayImageDownsampleType /Bicubic     /MaxSubsetPct 99     /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode     /ColorImageDownsampleThreshold 1.5     /GrayImageFilter /DCTEncode     /ColorConversionStrategy /sRGB     /CalGrayProfile (Adobe Gray - 20% Dot Gain)     /ColorImageResolution 72     /UsePrologue false     /MonoImageResolution 72     /ColorImageDepth -1     /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)     /PreserveOverprintSettings false     /CompatibilityLevel 1.3     /UCRandBGInfo /Remove     /EmitDSCWarnings false     /CreateJobTicket false     /DownsampleMonoImages true     /DownsampleColorImages true     /MonoImageDict << /K -1 >>     /ColorImageDownsampleType /Bicubic     /GrayImageDict << /VSamples [ 2 1 1 2 ] /HSamples [ 2 1 1 2 ] /Blend 1 /QFactor 0.76 /ColorTransform 1 >>     /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated (SWOP) v2)     /ParseDSCComments false     /PreserveEPSInfo false     /MonoImageDepth -1     /AutoFilterGrayImages false     /SubsetFonts true     /GrayACSImageDict << /HSamples [ 2 1 1 2 ] /VSamples [ 2 1 1 2 ] /Blend 1 /QFactor 0.9 >>     /ColorImageFilter /DCTEncode     /AutoRotatePages /PageByPage     /PreserveCopyPage true     /EncodeMonoImages true     /ASCII85EncodePages false     /PreserveOPIComments false     /NeverEmbed [ /Symbol /ZapfDingbats /Courier-BoldOblique /Helvetica-BoldOblique /Courier /Helvetica-Bold /Times-Bold /Courier-Bold /Helvetica /Times-BoldItalic /Times-Roman /Times-Italic /Helvetica-Oblique /Courier-Oblique ]     /ColorImageDict << /VSamples [ 2 1 1 2 ] /HSamples [ 2 1 1 2 ] /Blend 1 /QFactor 0.76 /ColorTransform 1 >>     /AntiAliasGrayImages false     /GrayImageDepth -1     /CannotEmbedFontPolicy /Warning     /EndPage -1     /TransferFunctionInfo /Remove     /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)     /EncodeColorImages true     /EncodeGrayImages true     /ColorACSImageDict << /HSamples [ 2 1 1 2 ] /VSamples [ 2 1 1 2 ] /Blend 1 /QFactor 0.9 >>     /Optimize true     /ParseDSCCommentsForDocInfo false     /GrayImageDownsampleThreshold 1.5     /MonoImageDownsampleThreshold 1.5     /AutoPositionEPSFiles true     /GrayImageResolution 72     /AutoFilterColorImages false     /AlwaysEmbed [ ]     /ImageMemory 524288     /OPM 1     /DefaultRenderingIntent /Default     /EmbedAllFonts true     /StartPage 1     /DownsampleGrayImages true     /AntiAliasColorImages false     /ConvertImagesToIndexed true     /PreserveHalftoneInfo false     /CompressPages true     /Binding /Left>> setdistillerparams<<     /PageSize [ 595.276 841.890 ]     /HWResolution [ 2400 2400 ]>> setpagedevice



schelte. Davon zeugt zum Beispiel ein
viel diskutierter offener Brief von sechzig
Migrationsforschern (Die Zeit, 9. Februar
2006), die sich gegen das Buch Die fremde
Braut von Necla Kelek wenden. In hefti-
ger und stark personalisierter Form wird
der Autorin vorgehalten, mittels unwis-
senschaftlicher Methoden die These von
der generellen Rückständigkeit des Islam
zu postulieren. Ob es indes wissenschaft-
lich ist, wenn die Unterzeichner des Brie-
fes die Existenz von „Heiratsmärkten“ al-
leine auf die rigide europäische Ein-
wanderungspolitik zurückführen und
Zwangsverheiratungen nicht als „gesell-
schaftliches Phänomen“ anerkennen,
sondern als „Einzelfälle“ bezeichnen, er-
scheint zweifelhaft. 

Defizitär gestalten sich auch die im
Rahmen der Diskussion vorgeschla-
genen Integrationsvorstellungen selbst.
Vorherrschend sind drei Konzepte, die
von ihren jeweiligen Vertretern mit 
den Begriffen „Multikulturalismus“,
„Leitkultur“ und „Verfassungspatrio-
tismus“ verknüpft werden. Begrüßens-
wert ist diesbezüglich die Tatsache, dass
zumindest die Debatte unter Politikern
nach Verabschiedung des Zuwande-
rungsgesetzes an Schärfe verloren hat.
Die Abkehr von Unterschriftenaktionen
und propagandistischen Wahlkampfslo-
gans sowie die – im Vergleich zur Dis-
kussion um den Vorstoß von Friedrich
Merz im Jahr 2000 – vergleichsweise
sachliche Auseinandersetzung um die
jüngste Popularisierung des Leitkultur-
begriffs durch Norbert Lammert zeugen
von einer größeren Dialogbereitschaft.
Leider handelt es sich dabei jedoch um
einen dialogischen Austausch von Vor-
stellungen, die an einem angemessenen
Verständnis adäquater Integrationsme-
chanismen mehrheitlich vorbeigehen.
Die Integrationsdebatte hat wenig mit In-
tegration zu tun – zumindest wenn man
unter Integration einen gestaltbaren,
fortlaufenden und nie abgeschlossenen

Prozess sieht, der auf demokratischen
Verfahren basiert. 

Demokratisches Paradoxon
Deutlich wird dies, wenn man sich vor Au-
gen führt, welche Antworten die einzel-
nen Positionen für ein Paradoxon bereit-
halten, das Ernst-Wolfgang Böckenförde
schon im Jahr 1967 formuliert hat. Dessen
Aussage, „der freiheitlich-säkularisierte
Staat“ lebe „von Voraussetzungen, die er
selbst nicht garantieren kann“, wird heute
oft als Axiom vorausgesetzt. In der Regel
folgern die Autoren davon ausgehend auf
die anhaltende Bedeutung national und
kulturell determinierter Bindekräfte, die
Böckenförde vor fast vierzig Jahren noch
mit dem Begriff der „gesellschaftlichen
Homogenität“ zu charakterisieren suchte. 

Belege für diese Auffassung finden sich
im Februarheft der Politischen Meinung.
Darin bezeichnet Volker Kronenberg „die
Nation als Integral, das jenes Böckenförde-
Paradoxon hinsichtlich der sozio-morali-
schen Bestandsvoraussetzungen des frei-
heitlich-säkularen Gemeinwesens aufzu-
lösen vermag“. Bei Norbert Lammert heißt
es: „Bestand und Wirkungsmacht können
Rechte nur haben, wenn ihre kulturelle
Grundlage nicht erodiert.“ Ähnlich äußert
sich Berthold Löffler. Menschen seien „nur
dann wirklich gesellschaftlich integriert
[…], wenn sie an einer gemeinsamen Leit-
kultur teilhaben“. Kurzum: Für die Ver-
treter eines „neuen Patriotismus“ und ei-
ner „Integration als Leitkultur“ fußt der
Zusammenhalt in der Demokratie auf ei-
nem von ihr autonomen Wertefundament.
Demokratie stützt sich demnach nicht
selbst, sondern wird von außen stabili-
siert. Sie gedeiht und verdirbt in einem
Umfeld, das sie mittels der ihr inhärenten
Mechanismen und Werte nicht zu beein-
flussen vermag – so die These.

Zwischen Multi- und Leitkultur
Argumentativer Gegner der Verfechter ei-
ner Leitkultur sind die Vertreter des Mul-
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tikulturalismus, denen gerne mit den Be-
griffen der „Beliebigkeit“ und des „Wer-
terelativismus“ begegnet wird. Ein vorur-
teilsfreier Vergleich multikultureller Vor-
stellungen, wie sie etwa von Charles Tay-
lor und Will Kymlicka wissenschaftlich
ausgearbeitet wurden, mit leitkulturellen
Integrationskonzepten zeigt jedoch, wie
ähnlich beide Sichtweisen sich eigentlich
sind. Multikulturelle und leitkulturelle
Ansätze rekurrieren gleichermaßen auf
die Bedeutung des jeweiligen kulturellen
Kontextes für die Integration des Indivi-
duums. Politische Integration gründet
demzufolge auf der Identifikation des 
Einzelnen mit der „kollektiven Identität“
seiner Herkunftsgemeinschaft. Im Multi-
kulturalismus ist es die gleichberechtigte
Anerkennung dieses jeweiligen sittlichen,
ethischen und ethnischen Kontextes, die
den Zusammenhalt des Staatswesens
bedingt. Leitkulturelle Vorstellungen re-
kurrieren auf die Hegemonie einer Kultur
im Gemeinwesen, übertragen also die
Leitidee vom multikulturell zu erhalten-
den Mikrokosmos auf die nächsthöhere
Ebene. Somit identifizieren beide Sicht-
weisen die Bürger samt ihren differieren-
den Einstellungen, Interessen und Be-
dürfnissen mit einem wie auch immer de-
finierten kulturspezifischen Umfeld. Un-
beachtet bleibt dabei, dass im liberalen Ge-
meinwesen mit der prinzipiellen Aner-
kennung eines grundsätzlichen gesell-
schaftlichen Pluralismus auch die Aner-
kennung der individuell determinierten
Mannigfaltigkeit von Einstellungen zu
Kulturen einherzugehen hat. Die angeb-
lich geschlossenen Sinnwelten zeichnen
sich in der Realität durch eine höchst
heterogene Binnenstruktur aus.

Vorpolitische Begründungsversuche
politischer Integration im Anschluss an
Böckenförde zeichnen sich neben dem
skizzierten, eher unintendierten, aber an-
gesichts der möglichen Konnotationen
des Kulturbegriffs unter Umständen weit
reichenden Antipluralismus durch ein

weiteres Defizit aus: Es werden keine ge-
staltbaren Integrationsmechanismen be-
nannt. Der mit dem Begriff „Leitkultur“
verbundene Verweis auf geteilte Werte
spiegelt eine spezifische Vorstellung poli-
tischer Einheit, bezeichnet aber keine
Wege hin zu diesem angenommenen Ide-
alzustand. Bloße Aufrufe zu mehr Patrio-
tismus und kultureller Selbstvergewisse-
rung können einen wirksamen Integra-
tionsprozess nicht in Gang setzen. Zudem
kündigen solche Verlautbarungen ein
Versprechen der Demokratie und ihrer
Verfassung: der Möglichkeit zur selbst-
ständigen Einbeziehung aller Betroffe-
nen, unbeachtet ihrer Verschiedenheit.

Das zuletzt genannte Manko haben die
Vertreter des Verfassungspatriotismus er-
kannt, egal, ob es sich um die ursprüngli-
che (Verfassung, Geschichtlichkeit und
Patriotismus identifizierende) Variante
des Namensgebers – Dolf Sternberger –
handelt oder aber um die „postnationale“
Ausformung des Begriffs im Anschluss an
Jürgen Habermas. Wenn Dieter Obern-
dörfer darauf verweist, dass das Grund-
gesetz die „Hausordnung“ unserer Ge-
sellschaft ist (Aus Politik und Zeitgeschichte
1–2/01), wird ein politisch angemessener,
den Pluralismus in allen tolerablen Aus-
formungen anerkennender Maßstab poli-
tischer Einheit formuliert, der Missver-
ständnisse vermeidet und Neubürgern of-
fen gegenübersteht. Wer auf die Kultur re-
kurriert, sieht sich dem Dilemma ausge-
setzt, demokratisch gesinnte Zuwanderer
als desintegriert, „assimilierte“ Deutsche
mit extremistischer Einstellung aber als in-
tegriert anzusehen. Die Erinnerung an den
Untergang der Weimarer Republik lehrt
demgegenüber, dass nur die Anerken-
nung des demokratischen Rahmens und
seiner Regeln einen verlässlichen An-
knüpfungspunkt für die Bestimmung des
Grades an erfolgter Integration darstellt. 

Leider versäumen es aber auch die Ver-
treter des Verfassungspatriotismus in al-
ler Regel, politische Integrationsmecha-
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nismen zu benennen. Die diesbezüglich
häufig postulierte „Integration durch
Staatsbürgerschaft“ ist für sich genom-
men kaum ausreichend, wie die Unruhen
in Frankreich gezeigt haben. Zuerkannte
Rechte bürgen weder für deren Akzeptanz
noch für die subjektive Annahme des Auf-
nahmelandes als Bezugspunkt politischer
Zugehörigkeit. Offen bleibt also die Frage,
inwiefern die Demokratie ihren „Kleb-
stoff“ aus sich selbst heraus zu produzie-
ren weiß. Im deutschen Kontext entspricht
deren Beantwortung eine Bestimmung
von Prozessen, die den verfassungspa-
triotischen „Symbolcharakter des Grund-
gesetzes“ (Peter Molt, Politische Meinung
2/06) für jeden Einzelnen manifest und
verbindlich werden lassen.

In der Politik des Aristoteles lässt sich
nachlesen, welche Integrationsfaktoren
den Zusammenhalt des demokratischen
Gemeinwesens gewährleisten. Folgt man
Aristoteles, so definiert sich der Staats-
bürger durch die Teilnahme an den poli-
tischen Belangen, sei es in aktiv-partizi-
pierender oder passiv-kommentierender
Form. Der Staat konstituiert sich als Ge-
meinschaft teilnehmender Bürger, die in
ihrer Gesamtheit mit den Angelegenhei-
ten der Gesamtheit befasst sind und sich
gerade deshalb immer wieder als gemein-
sam Zugehörige ausweisen. Der Gedanke
verweist auf die beiden zentralen Integra-
tionsmechanismen der Demokratie:

Erstens: die Repräsentation. Es ist eine
unabdingbare Voraussetzung von Inte-
gration, dass die Bürger ihre jeweiligen In-
teressen und Ideen im politischen System
angemessen vertreten sehen. Regierun-
gen, Parlamente, Parteien, Medien und
Verbände haben diese Aufgabe wahrzu-
nehmen. Letztlich ist es ein kaum zu unter-
schätzender Integrationsfaktor, wenn 
Migranten gerade aufgrund der öffent-
lichen Thematisierung ihrer Interessen
eine positive Beziehung zur demokrati-
schen Grundordnung entwickeln. Gleich-

sam können Repräsentanten im Rahmen
des öffentlichen Dialoges zur Mäßigung
radikaler Ansichten, zur Versachlichung
der Diskussion und zum Verständnis für
gegenseitige Problemlagen beitragen. In-
tegration setzt also die symbolische Re-
präsentation der gesamten Gesellschaft
im Rahmen repräsentativer Handlungen
voraus. Darüber hinaus bieten öffentli-
che politische Auseinandersetzungen die
Möglichkeit zur Bildung von Interessen-
gruppen, die quer zur Unterscheidung
zwischen Einheimischen und Zugewan-
derten liegen. Gemeinsam wahrgenom-
mene Interessen als Umweltschützer, Ar-
beitnehmer oder Arbeitgeber begründen
politische Gemeinsamkeit und Zugehö-
rigkeit.

Zweitens: die Partizipation. Außerdem
bedarf die Demokratie eines gewissen Ma-
ßes an Partizipation. Die aktive Beteili-
gung am politischen Prozess nährt die Be-
ziehung zum politischen Gemeinwesen
und unterfüttert den ständigen Aus-
tauschprozess zwischen Repräsentanten
und Repräsentierten. Insofern sowohl die
autochthone als auch die zugewanderte
Bevölkerung an diesen Prozessen der Her-
stellung von Öffentlichkeit beteiligt sind,
werden beide Gruppen sich gleichsam 
als Teil dieser Öffentlichkeit verstehen.
Die Teilnahme an Wahlen, Diskussionen
sowie die Mitgliedschaft in Verbänden
und Vereinigungen zeugen von Integra-
tion und begründen sie stetig neu – zu-
mindest wenn es sich um demokratische
Beteiligungen handelt, die wiederum
auch über die Grenzen zwischen Migran-
ten und „Einheimischen“ hinauszugehen
haben. 

Repräsentation und Partizipation bil-
den die demokratieinhärenten Mechanis-
men politischer Integration. Als quasi
vorpolitische Bedingung bleiben das Er-
fordernis der gemeinsamen Sprache und
– will man konsequent sein – die Zuer-
kennung staatsbürgerlicher Rechte.
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